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Bonn, den 26. Januar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über verstärkte Kunststoff- 
tanks für die Beförderung gefährlicher Stoffe auf der 
Straße. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. Dezem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist nodi nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1. 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über verstärkte Kunststofftanks für die Beförderung gefähr- 
licher Stoffe auf der Straße 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtsdiafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In mehreren Mitgliedstaaten sind für glasfaser- 
verstärkte Kunststofftanks zur Beförderung gefähr- 
licher Stoffe auf der Straße zwingende technische 
Vorschriften erlassen worden; da diese von Land zu 
Land verschieden sind, hemmen sie den Handel und 
Verkehr dieser Tanks innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 

Diese Hindernisse für die Errichtung und das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes lassen sich 
abbauen oder ganz beseitigen, wenn alle Mitglied- 
staaten ergänzend zu ihrer bisherigen Gesetzgebung 
oder an deren Stelle gleichlautende Sicherheitsvor- 
schriften erlassen. 

Die Einhaltung der technischen Vorschriften wird 
herkömmlichenweiser von den Mitgliedstäaten kon- 
trolliert, bevor die glasfaserverstärkten Kunststoff- 
tanks, für die sie gelten, dem Verkehr übergeben 
werden; diese Kontrolle erstreckt sich auf den je- 
weiligen Tanktyp. 

Die Kontrolle dieser Vorschriften sowie die gegen- 
seitige Anerkennung der von den anderen Mitglied- 
staaten durchgeführten Kontrollen durch jeden Mit- 
gliedstaat erfordern die Einführung eines gemein- 
schaftlichen Zulassungsverfahrens für jeden Tank- 
typ. 

Dieses Verfahren soll jedem Mitgliedstaat die 
Feststellung ermöglichen, ob jeder Tanktyp den in 
Anhang I der Richtlinie vorgesehenen und im Zulas- 
sungsschein angegebenen Kontrollen unterworfen 
worden ist; ferner soll damit den Herstellern die 
Möglichkeit gegeben werden, eine Ubereinstim- 
mungsbescheinigung für alle Tanks auszustellen, die 
dem zugelassenen Typ entsprechen. Ein mit dieser 
Bescheinigung versehener Tank hat in allen Mit- 
gliedstaaten als mit ihrer eigenen Gesetzgebung 
übereinstimmend zu gelten; es ist angezeigt, daß 
jeder Mitgliedstaat die anderen Mitgliedstaaten von 
der getroffenen Feststellung durch Übersendung 
einer Abschrift des für jeden genehmigten Tanktyp 


ausgestellten Zulassungsscheines unterrichtet. Die 
allgemeine Regelung für die Zulassung von Kraft- 
fahrzeugen bleibt jedoch dabei in Kraft. 

Die Anbringung eines EWG-Zulassungszeichens 
auf allen faserverstärkten Kunststofftanks, die in 
Übereinstimmung mit dem genehmigten Typ her- 
gestellt worden sind, macht eine weitere technische 
Kontrolle dieser Tanks im neuen Zustand in anderen 
Mitgliedstaaten überflüssig. 

Unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Ver- 
trages ist es zweckmäßig, im Rahmen der Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten besondere 
Bestimmungen vorzusehen, um die Lösung tech- 
nischer Streitfragen zu erleichtern, die über die Über- 
einstimmung einer Fertigung mit dem Typ, für den 
die Zulassung erteilt wurde, entstehen können. 

Da ein Fahrzeug, auf dem ein Tank montiert 
wurde, auch wenn dieser einem zugelassenen Typ 
entspricht, unter Umständen Nachteile aufweisen 
kann, die die Sicherheit des Straßenverkehrs ge- 
fährden, ist es zweckmäßig, ein Verfahren vorzu- 
sehen, das geeignet ist, dieser Gefahr vorzubeugen. 

Der technische Fortschritt macht eine rasche An- 
passung der in Anhang I dieser Richtlinie aufge- 
führten technischen Bestimmungen erforderlich. Um 
die Durchführung der hierfür erforderlichen Maß- 
nahmen zu erleichtern, muß ein Verfahren geschaffen 
werden, daß eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission im Rahmen 
eines Ausschusses für die Anpassung der Richtlinie 
über die Beseitigung der technischen Handelshemm- 
nisse bei Kunststoffen im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr an den technischen Fortschritten vor- 
sieht — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


KAPITEL I 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie sind zu verstehen: 

— unter „Tanks", feste oder abnehmbare Behälter 
für Kraftfahrzeuge und deren Anhänger; 

— unter „verstärkten Kunststoffen", Schichtstoffe 
aus härtbaren Kunstharzen mit Faserverstärkung 
und Zusatzstoffen; 

— unter „gefährlichen Stoffen" ausschließlich die in 
Anhang II aufgeführten Substanzen, deren Tem- 
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peratur bei der Füllung des Tanks 50 ^ C nicht 
übersteigt. 

Artikel 2 

Die „EWG-Zulassung" im Sinne dieser Richtlinie 
ist eine Verwaltungsmaßnahme, mit der ein Mit- 
gliedstaat einen Tanktyp genehmigt, der den Bau- 
und Prüfvorschriften gemäß Anhang I dieser Richt- 
linie entspricht. 


KAPITEL II 

Artikel 3 

Jeder Antrag auf EWG-Zulassung wird vom Her- 
steller oder seinem Beauftragten in einem Mitglied- 
staat gestellt. Die Antragsteller müssen die erforder- 
lichen Angaben zur Ausstellung des Zulassungs- 
scheines nach dem in Anhang III aufgeführten 
Muster liefern. Für ein und denselben Tanktyp kann 
der Antrag jeweils nur in einem Mitgliedstaat ge- 
stellt werden. 

Artikel 4 

1. Jeder Mitgliedstaat genehmigt jeden glasfaser- 
verstärkten Kunststofftanktyp, wenn er den in An- 
hang I aufgeführten Bau- und Prüfvorschriften ent- 
spricht. 

2. Die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaates 
übersenden den Behörden der übrigen Mitglied- 
staaten binnen einem Monat Abschriften der für 
jeden von ihnen zugelassenen Kunststoff tanktyp 
ausgestellten Zulassungsscheine. 

3. Falls erforderlich trifft der Mitgliedstaat, der die 
Zulassung erteilt hat, nötigenfalls in Zusammen- 
arbeit mit den zuständigen Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten Maßnahmen, um die Übereinstim- 
mung der Fertigung mit dem zugelassenen Typ zu 
überwachen. Diese Ubereinstimmungskontrolle be- 
schränkt sich auf Stichproben. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten erteilen dem Hersteller oder 
dem Beauftragten ein EWG-Zulassungszeichen, nach 
dem Muster der Anlage 5, für jeden Tanktyp, den 
sie gemäß Artikel 4 Absatz 1 zulassen. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um die Verwendung von Zulassungs- 
zeichen zu verhindern, die zu Verwechslungen zwi- 
schen dem nach Artikel 4 zugelassenen verstärkten 
Kunststofftanktyp mit anderen Tanks führen können. 

Artikel 6 

Für jeden entsprechend dem zugelassenen Proto- 
typ hergestellten Tank wird vom Hersteller oder sei- 
nem Beauftragten im Herstellungsland eine EWG- 
übereinstimmungsbescheinigung nach dem Muster 
von Anhang IV ausgestellt. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen die Zulassung, den 
Vertrieb und das Inverkehrbringen eines neuen 
Tanks aus verstärkten Kunststoffen aus Gründen der 
Bauweise nicht verweigern oder untersagen, sofern 
dieser die in Artikel 6 vorgesehene Ubereinstim- 
mungsbescheinigung aufweist und das in Artikel 5 
vorgesehene Zulassungszeichen trägt. 

2. Diese Bestimmung hindert jedoch einen Mit- 
gliedstaat nicht daran, derartige Maßnahmen für ver- 
stärkte Kunststofftanks zu treffen, die das EWG- 
Zulassungszeichen tragen, jedoch systematisch nicht 
mit dem zugelassenen Prototyp übereinstimmen. 

Dieser Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mit- 
gliedstaaten und die Kommission unverzüglich von 
den getroffenen Maßnahmen unter Angabe der 
Gründe. 

Artikel 8 

1. Stellt der Mitgliedstaat, der die EWG-Zulassung 
erteilt hat, fest, daß mehrere verstärkte Kunststoff- 
tanks, die das gleiche Zulassungszeichen haben, nicht 
mit dem zugelassenen Typ übereinstimmen, so trifft 
er die erforderlichen Maßnahmen, um die Überein- 
stimmung der Fertigung mit dem zugelassenen Typ 
sicherzustellen. 

Der Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mit- 
gliedstaaten von den getroffenen Maßnahmen, die 
gegebenenfalls bis zum Entzug der EWG-Zulassung 
gehen können. Der Mitgliedstaat trifft die gleichen 
Maßnahmen, wenn er von einem anderen Mitglied- 
staat von einer derartigen Nichtübereinstimmung 
unterrichtet wird. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten sich gegenseitig 
binnen einem Monat vom Entzug einer erteilten 
EWG-Zulassung und den Gründen hierfür. 

2. Bestreitet der Mitgliedstaat, der die EWG-Zu- 
lassung erteilt hat, die ihm gemeldete Nichtüberein- 
stimmung, so bemühen sich die betreffenden Mit- 
gliedstaaten um die Beilegung des Streitfalles. Die 
Kommission wird laufend darüber unterrichtet. Er- 
forderlichenfalls führt sie Konsultationen durch, die 
geeignet sind, eine Lösung herbeizuführen. 

Artikel 9 

Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß die Tanks ein und 
desselben Typs die Sicherheit des Straßenverkehrs 
gefährden, obgleich sie mit einer vorschriftsmäßig 
ausgestellten EWG-Übereinstimmungsbescheinigung 
versehen sind, so kann er für einen Zeitraum von 
maximal sechs Monaten auf seinem Hoheitsgebiet 
die Zulassung verweigern oder den Vertrieb, das In- 
verkehrbringen oder die Verwendung untersagen. 
Er setzt hiervon die anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission unverzüglich unter Angabe der 
Gründe für seine Entscheidung in Kenntnis. 

Artikel 10 

Jede in Anwendung der Bestimmungen dieser 
Richtlinie getroffene Entscheidung, mit der die Inbe- 
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triebnahme oder die Verwendung untersagt wird, ist 
eingehend zu begründen. Sie wird dem Betroffenen 
mit Angabe der in den Mitgliedstaaten gesetzlich 
zulässigen Rechtsmittel und der Fristen, innerhalb 
deren die Rechtsmittel einzulegen sind, mitgeteilt. 


KAPITEL III 
Artikel 11 

Diese Richtlinie ist nicht anwendbar auf verstärkte 
Kunststofftanks, die für die Ausfuhr nach dritten 
Ländern bestimmt sind. 

Artikel 12 

Die Änderungen, die zur Anpassung der Bestim- 
mungen des Anhangs I zu dieser Richtlinie an den 
technischen Fortschritt notwendig sind, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 14 erlassen. 

Artikel 13 

1. Es wird ein Ausschuß für die Anpassung der 
Richtlinien über die Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse bei Kunststoffen an den tech- 
nischen Fortschritt — im folgenden „Ausschuß" ge- 
nannt — eingesetzt, der aus Vertretern der Mit- 
gliedstaaten besteht und in dem ein Vertreter der 
Kommission den Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 14 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
den Ausschuß von sich aus oder auf Antrag des Ver- 
treters eines Mitgliedstaates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnah- 
men. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf inner- 
halb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende nach 


der Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen 
kann. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit 
von 12 Stimmen zustande, wobei die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen werden? der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

3.a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 
menen Maßnahmen, wenn sie der Stellungnahme 
des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschusses 
oder ist keine Stellungnahme ergangen, so schlägt 
die Kommission dem Rat die zu treffenden Maß- 
nahmen vor. Der Rat beschließt mit qualifizierter 
Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag übermittelt 
worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so werden 
die vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kom- 
mission getroffen. 

Artikel 15 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Be- 
kanntgabe nachzukommen und setzen die Kommis- 
sion hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der wichtigsten innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften übermittelt wird, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet er- 
lassen. 

3. Spätestens drei Monate nach der Bekanntma- 
chung dieser Richtlinie teilt jeder Mitgliedstaat den 
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission die 
Liste der in Artikel 4 erwähnten zuständigen Behör- 
den mit. 

Artikel 16 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3036 


Anhang I 


Regeln für den Bau und die Prüfung 


Dieser Anhang umfaßt folgende Teile: 


Teil 1 Allgemeine Vorschriften über den Bau der Tanks; 

Teil 2 Werkstoffe der Tankwandungen; 

Teil 3 Aufbau der Tankwandungen; 

Teil 4 Prüfverfahren und Qualitätsanforderungen; 

Teil 5 Sondervorschriften für den Transport von Stoffen mit einem 

Flammpunkt bis zu 55° C. 

Teil 1 

Allgemeine Vorschriften über den Bau der Tanks 

1.1. Die Tanks müssen nachstehende Anforderungen der Anlage B.l von 
Anhang I des Europäischen Übereinkommens über die internationale 
Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) erfüllen: 

1. Allgemeine Vorschriften für Tanks zur Beförderung von Stoffen 
aller Klassen: 

Randnummer 210 000, 210 001, 210 003 (1), 210 004, 210 005, 210 006, 
210 021 (1), vierter Satz und (2) 

2. Sondervorschriften von Tanks für die Beförderung von Stoffen der 
Klasse lila: 

Randnummer 210 310 (2) a) 1, b), (3) a), (4) — ausgenommen die 
Bestimmungen über Tanks vom Typ b und c — 210 312, 
210 313 f). 

3. Sondervorschriften für Tanks für die Beförderung von Stoffen der 
Klasse V: 

Randnummer 210510 (8), (9) b) und c) 

1.2. Die Tankwände dürfen keine die Sicherheit beeinträchtigenden Mate- 
rialfehler aufweisen. 

1.3. Die Tankwände müssen den mechanischen, thermischen und chemischen 

Beanspruchungen, denen sie ausgesetzt sind, auf die Dauer widerstehen. 

Teil 2 

Werkstoffe der Tankwandungen 

Für die Herstellung der Tankwandungen können folgende Werkstoffe 
verwendet werden: 

2.1, Kunstharze 

— Ungesättigte Polyesterharze 
— Epoxid-Harze 

— andere Harze mit ähnlichen Eigenschaften, sofern die Sicherheit der 
Tankwandung nachgewiesen ist. 

2.2. Faserverstärkungen 
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2.2.1. Glasfasern (Glas vom Typ E und C) mit geeigneten Haftmitteln, z. B. 
Silanverbindungen oder ähnliche Stoffe. Die Glasfasern können in Form 
von geschnittenen oder ungeschnittenen Rovings, Matten oder Geweben 
verwendet werden; 

2.2.2. Andere, nicht aus Glas bestehende Verstärkungen, sofern die Betriebs- 
sicherheit der Tankwandung nicht gemindert wird. 

2.3. Zusatzstoffe 

2.3.1. Für die Verarbeitung der Harze erforderliche Zusatzstoffe, z. B. Kataly- 
satoren, Beschleuniger, Monomere, Härtungsmittel, Thyxotropierstoffe, 
entsprechend den Angaben des Kunstharzherstellers. 

2.3.2. Füllmittel, Pigmente, Farbstoffe oder andere Stoffe zur Erzielung der 
gewünschten Eigenschaften, z. B. Erhöhung der Feuerfestigkeit, sofern 
durch sie die Betriebssicherheit der Tankwandungen nicht gemindert 
wird. 

Teil 3 

Aufbau der Tankwandungen 

3.1. Die äußere Oberflächenschicht der Tankwände muß beständig gegen 
Witterungseinflüsse sowie auch gegen kurzzeitige Beanspruchung durch 
das Füllgut sein. 

3.2. Die Tankwand und die Schweißnähte müssen den Festigkeitsanforderun- 
gen von Teil 4 entsprechen. 

3.3. Die innere Oberflächenschicht der Tankwände muß dem langzeitigen 
Einfluß des Füllgutes widerstehen. Diese Schicht muß aus Kunstharz 
mit oder ohne Verstärkung bestehen. 

Die verwendeten Fasern dürfen die chemische Beständigkeit der Schicht 
nicht herabsetzen. Werden Glasfasern verwendet, so dürfen nur solche 
vom Typ E oder C verwendet werden. Oberflächenschichten mit Fasern 
müssen harzreich sein und eine Dicke von mindestens 0,2 mm besitzen. 
Die in den Absätzen 4.1.6. und 4.3.2. von Teil 4 genannten Anforde- 
rungen müssen erfüllt sein. 

3.4. Die fertigen Tankwandungen müssen den Anforderungen von Absatz 
4.1.3., Teil 4 entsprechen. 

3.5. Die Mindestwanddicke beträgt 3,5 mm. 

Teil 4 

Prüfverfahren und Qualitätsanforderungen 

4.1. Prüfungen und Werkstoffanforderungen für den Tankprototyp 

4.1.1. Entnahme der Prüflinge 

Die für den Versuch erforderlichen Prüflinge sind soweit wie möglich 
der Tankwand zu entnehmen. Hierbei dürfen aus der Fertigung anfal- 
lende Ausschnitte für Öffnungen, Mantelenden usw. verwendet werden. 

4.1.2. Glasgehalt 

Die Prüfung ist nach den Empfehlungen ISO/TC 61, R 1172 von 1970 
durchzuführen. 

Der Glasgehalt muß über 25 ®/o und unter 75 Vo betragen. 

4.1.3. Polymerisationsgrad 

Die Glassorten E und C sind in Anlage 1 aufgeführt. 
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4. 1.3.1. Wand aus Polyesterharzen: 

Der Gehalt an Rest-Styrol darf, bezogen auf die Gesamtharzmenge, nicht 
höher sein als 2Vo. Der Versuch wird nach der in Absatz 6.4.3. der 
Norm DIN 16945 vom Juni 1969 angegebenen Methode durdigeführt. 

4.1. 3. 2, Wandung aus Epoxydharzen: 

Der Aceton-Extrakt darf, bezogen auf die Gesamtharzmenge, nicht 
größer sein als 2 ®/o. Der Versuch wird nach der in Absatz 6.4.3. der 
Norm DIN 16945 vom Juni 1969 angegebenen Methode durchgeführt. 


4.1.4. Biege- und Zugfestigkeit 

Die mechanischen Eigenschaften sind zu bestimmen: 

— für den Mantel in Achsrichtung und Umfangsrichtung; 

— für die Böden und die Abteilwände in beliebiger Richtung. 


In allen Fällen sind Biege- und Zugfestigkeit aus den Meßwerten zu 
errechnen, die in den Verzugsrichtungen der Glasfaserverstärkung er- 
mittelt wurden, und zwar nach folgenden Formeln: 


Zug 

öT, c = 2oT,R^''^^a 

ö T, a = 2 o. 

Biegung 

öF, c=2öF,H'^'^^a 

öF, a = 2aF, « 


T = Zug 
c = tangential 
a = axial 

H = Schubspannung 
F = Biegung 

a = Hauptwicklungsrichtung 


4. 1.4.1. Die Zugfestigkeit ist nach dem Prüfverfahren des Dokuments ISO/IC 
61/WG 2/TG „Kunststoffprüfung — Glasfasern“ N 4 Februar 1971 zu 
prüfen. 


4. 1.4.2. Die Biegefestigkeit ist nach dem Prüfverfahren der Empfehlung ISO/TC 
61 Nr. 1540 vom April 1970 zu prüfen, 

Anforderungen 

Da die Eigenschaften von Schichtstoffen aus verstärktem Kunststoff je 
nach ihrem Aufbau verschieden sein können, werden keine Mindest- 
werte für die Biegefestigkeit und die Zugfestigkeit vorgeschrieben, son- 
dern für die Prüf lasten: 

A = e OT' wobei öt die Zugfestigkeit bei Bruch 
B = e^ öf’ wobei Oe die Biegefestigkeit bei Bruch 
und e die Wanddicke. 

Die Mindestwerte für die Lasten A und B sind folgende: 


Bei Biegung: 

Fassungsvermögen des Tanks > 1000 Liter bis < 3000 Liter 
— Umfangsrichtung: B = 600 daN 
— Achsrichtung: B = 300 daN 

Fassungsvermögen des Tanks > 3000 Liter 
— Umfangsrichtung: B = 600 daN 
— Achsrichtung: B = 600 daN 

Bei Zug 

— Umfangsrichtung: A = 100 daN/mm 
— Achsrichtung: A = 70 daN/mm 

4. 1.4.3. Der E-Modul auf Biegung wird bei *^40° C und bei +60° C ermittelt. 

Beide Werte dürfen nicht um mehr als 30 ®/o von dem bei 20° C ermit- 
telten Wert abweichen. 
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4. 1,4.4. Verhalten der Wandungswerkstoffe bei einem Dauer-Zugversuch von 
mehr als 1000 Stunden. 


Zugspannung: 


aB 

7,5 


Beim Versuch darf der Faktor K == — ^ nicht größer sein als 1,6. 

e 0 • h 

Co = Länge des Prüflings vor dem Versuch 
E 1000 = Länge des Prüflings nach dem Versuch 


4.1.5. Verhalten bei Stoßbeansprudiung 


4. 1.5.1. Art des Versuchs 

Die Stoßfestigkeit wird an einer Schichtstoffprobe ermittelt, die dem für 
den Bau des Tanks verwendeten Werkstoff entspricht. 

Sie wird beurteilt nach der maximalen Fallhöhe eines Stahlgewichts von 
5 kg, das auf eine Fläche des Schichtstoffes auftrifft, die der Außenfläche 
des Behälters entspricht. 


4. 1.5.2. Prüfgerät 

Das Gerät besteht aus einem Stahlgewicht von 5 kg, einer Gewichts- 
führung und einem Rahmen zur Auflage des Prüflings. Eine schema- 
tische Darstellung des Geräts ist in Anlage 2 wiedergegeben. 

Das Gewicht besteht aus einem Stahlzylinder mit zwei Führungsnuten 
und einem halbkugelförmigen Unterteil von 90 mm Durchmesser. 

Die Führung ist senkrecht in einer Wand verankert und sichert die 
Führung des Gewichtes über eine Höhe von maximal 3 m. Die Auflage 
für den Prüfling besteht aus zwei Winkelschienen 100X100X25 mm 
von je 300 mm Länge, die auf einen Stahlrahmen von 400X400 mm auf- 
geschweißt sind. Die lichte Weite zwischen den beiden Winkelsdiienen 
beträgt 175 mm. 

Die im Boden verankerte Auflage für die Prüflinge besitzt eine Aus- 
sparung von 50 mm Tiefe, die ein Durchbiegen des Prüflings gestattet. 


4. 1.5.3. Vorbereitung der Prüflinge 

Aus dem zu prüfenden Muster werden drei Prüfplatten von je 
200X200 mm ausgeschnitten, deren Dicke der Wanddicke des Musters 
entspricht. 

4. 1.5.4. Versuchsdurchführung 

Der Prüfling wird symetrisch auf den Prüf tisch aufgelegt; die Auf- 
lage soll möglichst mit den beiden Erzeugenden der Oberfläche zusam- 
menfallen, so daß das Fallgewicht auf den Mittelpunkt der Fläche des 
Prüflings aufschlägt, die der Außenwand des Behälters entspricht. 

Man läßt das Gewicht aus einer bestimmten Höhe herabfallen, wobei zu 
vermeiden ist, daß der Prüfling durch den Rückprall ein zweites Mal 
getroffen wird. 

Der Versuch ist bei folgender Atmosphäre auszuführen: 

23° ± 2° C; 50 ± 5 Vo relative Feuchtigkeit. 

Man mißt die Höhe, bis zu der das Fallgewicht in seiner Führung hoch- 
gehoben wird. 

In der gleichen Weise wird bei den beiden anderen Prüflingen ver- 
fahren. 


4. 1 .5.5. Anforderungen 

Die Fallhöhe des 5 kg-Gewichtes, bei der kein Bruch des Prüflings ein- 
tritt, muß mindestens 1 Meter betragen. 
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4.1.6. Beständigkeit gegen Chemikalien 

Die Prüfplatten werden 30 Tage lang bei 50° C dem Angriff des gefähr- 
lichen Stoffes nach dem folgenden Verfahren unterworfen: 

4. 1.6.1. Beschreibung des Prüfgerätes (vgl. Schema in Anlage 3) 

Das Prüfgerät besteht aus einem Glaszylinder von 140/150 mm Durch- 
messer und 150 mm Höhe, mit zwei um 135° versetzt angebrachten 
Stutzen NS 29 zur Aufnahme eines Zwischenrohres für einen Rückfluß- 
kühler (1) und NS 14,5 zur Aufnahme eines Thermometers (2), einem 
Zwischenrohr für den Rückflußkühler-Anschluß und einem Rückfluß- 
kühler, welcher in der Zeichnung nicht angegeben ist. Für die Glasteile 
des Gerätes ist temperaturwechselbeständiges Glas zu verwenden. 

Die beiden Prüflinge aus ebenen GFK-Platten bilden Boden und Decke 
des Glaszylinders. Sie werden gegen die geschliffenen Ränder des Zylin- 
ders mit Teflon-Ringen abgedichtet. Der Glaszylinder mit den beiden 
Proben wird zwischen Anpreßflanschen aus korrosionsbeständigem 
Stahl mit Hilfe von sechs Gewindebolzen mit Flügelmuttern eingespannt. 
Es empfiehlt sich, zwischen Anpreßflanschen und Proben noch je eine 
Asbestscheibe einzulegen. Diese sind in der Zeichnung in Anhang 3 nicht 
enthalten. Die Heizung erfolgt von außen mit einer automatisch geregel- 
ten Bandagenheizung. Die Temperatur wird im Flüssigkeitsraum ge- 
messen. 

4. 1.6.2. Arbeitsweise des Prüfgerätes 

Das Prüfgerät läßt nur die Prüfung ebener Platten in gleichmäßiger 
Dicke zu. Die zu prüfenden GFK-Platten sollen möglichst eine Dicke 
von 4 mm aufweisen. Falls die GFK-Platten mit Feinschicht versehen 
sind, müssen sie unter Betriebsbedingungen geprüft werden. 

Aus der zu prüfenden Platte werden 6 sechseckige Prüfplatten mit 
100 mm Kantenlänge zugeschnitten. Für jede Prüfung sind je Prüfgerät 
3 Prüfplatten vorzubereiten. Eine Prüfplatte dient zur Ermittlung der 
Nullwerte, die beiden übrigen werden für die Prüfung in der Flüssig- 
keitsphase bzw. in der Dampfphase des Geräts benötigt. 

4. 1.6.3. Durchführung des Tests 

Die Prüfplatten werden in das Prüfgerät mit der Feinschicht nach innen 
eingespannt. In den Glaszylinder werden 1200 ml Prüfflüssigkeit gege- 
ben. Danach wird das Gerät auf Prüftemperatur aufgeheizt. Diese ist 
während der Versuchsdauer konstant zu halten. Nach dem Versuch 
wird auf Raumtemperatur abgekühlt und die Prüfflüssigkeit ausge- 
gossen. 

Die Prüfplatten werden anschließend mit destilliertem Wasser abge- 
spült. 

Mit Wasser nicht mischbare Flüssigkeiten werden mit einem Lösungs- 
mittel entfernt, das die Prüfplatte nicht angreift. Mechanisches Reinigen 
der Platten ist wegen der Gefahr einer Beschädigung der Oberfläche 
unzulässig. 

4. 1.6.4. Auswertung 

Es wird eine visuelle Prüfung vorgenommen: 

— zeigt die visuelle Prüfung keine Schäden (Risse, Blasen, Poren, Ab- 
lösung, Verfärbung, Quellung, Mattwerden, Rauhigkeit), so gilt der 
Test als bestanden; 

— ist die visuelle Prüfung ungewiß, so wird eine Prüfung der mecha- 
nischen Festigkeit (Biegefestigkeit und Zugfestigkeit) nach den in 
Absatz 4. 1.4.1. und 4. 1.4.2. beschriebenen Verfahren an zwei der 
chemischen Beständigkeitsprüfung unterworfenen Prüflingen und 
einem Vergleichs-Prüfstab vorgenommen. 

Der Festigkeitsverlust darf nicht höher liegen als 20 ^/o über dem Festig- 
keitsverlust zweier Zug- und Biegestäbe aus reinem Kunstharz der- 
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selben Art, die die gleiche chemische Beständigkeitsprüfung durchlau- 
fen haben und eines Prüflings aus reinem Harz, der nicht dieser Prüfung 
unterzogen wurde. 

4.1.7. Dichtigkeitsprüfung der Tanks 

Die Dichtigkeitsprüfung ist nach den ADR- Vorschriften Untergruppe 
210021, Absatz 2, 1) durdizuführen. 

4.2. Prüfung und Qualitätsanforderungen für den Tankprototyp 

Der Tankprototyp wird durch einen von den zuständigen Behörden eines 
Mitgliedstaates anerkannten Sachverständigen einer Flüssigkeitsdruck- 
probe unterzogen. 

Ist das Tankinnere durch Schotten oder Schikanen unterteilt, so wird die 
Prüfung an einem speziell hergestellten Bauteil durchgeführt, der die- 
selben Böden besitzt wie der ganze Tank und denjenigen Teil des 
Tanks darstellt, der unter normalen Betriebsbedingungen die größten 
Beanspruchungen erfährt. 

Die Prüfung braucht nicht durchgeführt zu werden, wenn sie bereits mit 
Erfolg an einem anderen Tankbauteil von gleichem oder größerem 
Querschnitt durchgeführt worden ist, dessen Geometrie mit der des be- 
treffenden Tankbauteils annähernd übereinstimmt, auch, wenn der 
betreffende Teil eine andere innere Oberflächenschicht besitzt. 

Die Prüfung muß den Beweis erbringen, daß der Tankprototyp unter 
normalen Betriebsbedingungen eine Bruchlast von nicht unter dem 
7,5fachen des Betriebsdruckes aufzunehmen vermag. 

Ein Bruch liegt vor, wenn die Prüfflüssigkeit aus dem Tank in Form 
von Strahlen austritt. Dies besagt, daß ein Aufblättern der Schichten 
und das Durchtreten der Flüssigkeit in Form von Tropfen durch diese 
Aufblätterungen vor dem Bruch als zulässig angesehen wird. 

Der Tankprototyp wird einem Prüfdruck von folgender Größe unter- 
zogen: 

H = 7,5XdXh 

wobei H = Höhe der Wassersäule 
h = Höhe des Tanks 
d = Dichte des Fördergutes 

Erfolgt der Bruch bei einer Höhe der Wassersäule Hi, die kleiner ist als 
H, so muß trotzdem folgende Bedingung erfüllt sein: 

Hl ^ 7,5XdX(h“hi) 

wobei hl die Höhe des höchsten Punktes ist, an dem der erste Flüssig- 
keitsstrahl austritt. 

Tritt am Punkt hi eine zu große Flüssigkeitsmenge aus, so ist unbedingt 
eine örtliche Reparatur oder vorübergehende örtliche Verstärkung anzu- 
bringen, damit die Prüfung bis zur Höhe H weitergeführt werden kann. 

4.3. Kontrolle der Übereinstimmung seriengefertigter Tanks mit dem Proto- 
typ 

4.3.1. Entsprechend den Vorschriften von Artikel 4, Absatz 3 der Richtlinie 
erfolgt die Kontrolle der Übereinstimmung seriengefertigter Tanks mit 
dem Prototyp in der Weise, daß einer ocier mehrere Versuche gemäß 
Paragraph 4.1. durchgeführt werden. Die Messung des Polymerisations- 
grades wird jedoch ersetzt durch die Messung der Barcolhärte. 

4.3.2. Barcolhärte 

Die Prüfung wird nach den Modalitäten der Norm ASTM-D 2583-67 
durchgeführt. 

Die an der Innenseite des fertigen Tanks ermittelte Barcolhärte darf 
nicht niedriger sein als 75 Vo des im Laboratorium an reinem Kunstharz 
ermittelten Wertes. 

4.4. Prüfungen und Qualitätsanforderungen, die für alle Tanks vor ihrer 
Vermarktung gelten 
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4.4.1. Dichtigkeitsprüfung 

Die Dichtigkeitsprüfung wird nach den Vorschriften der Randnummer 
210 021, Absatz 2 e) der Vorschriften des ADR durchgeführt; der Stem- 
pel des Sachverständigen ist am Tank anzubringen. 

4.4.2. Ableitung der statischen Elektrizität 
Oberflächenwiderstand und Erdableitwiderstand: 

Siehe Teil 5. 

Diese Prüfungen werden nur für solche Tanks gefordert, die für die 
Beförderung von Stoffen mit einem Flammpunkt unter 55 Grad bestimmt 
sind. Die Prüfung erfolgt gemäß Randnummer 230 000 der Vorschriften 
des ADR. 

Teil 5 

Besondere Vorschriften für Tanks zur Beförderung von Stoffen 
mit einem Flammpunkt bis zu 55° C 

5.1. Der Tank muß so konstruiert sein, daß er das Abfließen der statischen 
Elektrizität von jedem Tankbauteil ermöglicht. 

5.2. Alle Metallteile des Tanks und des Transportfahrzeugs sowie etwaige 
elektrisch leitfähige Schichten der Wandungen müssen untereinander 
leitfähig verbunden sein. 

5.3. Der Widerstand zwischen jedem leitfähigen Teil und dem Fahrgestell 
darf nicht größer sein als 10® Ohm. 

5.4. Vor jeder Füllung oder Entleerung muß eine gut leitende Verbindung 
zwischen dem Fahrgestell und der Erde hergestellt werden. 

5.5. Der Oberflächenwiderstand und Erdableitwiderstand, gemessen nach 
Absatz 5.6., müssen folgende Anforderungen erfüllen: 

5.5.1. Tankwände ohne elektrisch leitfähige Schichten 

5. 5. 1.1. Begehbare Oberflächen 

Der Erdableitwiderstand darf nicht mehr als 10® Ohm betragen. 

5.5. 1.2. Sonstige Oberflächen: 

Der Oberflächenwiderstand darf 10® Ohm nicht übersteigen. 

5.5.2. Tankwände mit elektrisch leitfähigen Schichten 

5.5.2. 1, Begehbare Oberflächen: 

Der Erdableitwiderstand darf nicht größer sein als 10® Ohm. 

5. 5.2.2. Sonstige Oberflächen: 

Die Leitfähigkeit wird als ausreichend angesehen, wenn die maximale 
Dicke (tm) der nicht leitfähigen Schichten über den leitfähigen Bau- 
teilen wie leitfähigem Blech, Metallnetzen oder anderem geeigneten 
Material, die mit der Erdungsklemme verbunden sind, den in der nach- 
stehenden Tabelle angegebenen Werten entspricht. 


Explosions- 
qruppe 
lEC 79-1 

max. 

Dicke 

tm 

(mm) 

Im Falle eines Metallnetzes 
Maschengröße, max. 

(cm^) 

II A 

2 

64 

II B 

0,5 

64 

II C und 

0,2 

16 

CS2 
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5.6, Prüfverfahren 

5.6.1. Oberflächenwiderstand (Rioo) ““ (Isolationswiderstand) in Ohm, Elektro- 
den mit leitfähigem Anstrich nach lEC-Empfehlung 167/1964, Abbil- 
dung 3, gemessen in Standard-Atmosphäre 23/50 nach ISO-Empfehlung 
R 291/1963, Absatz 3.1. 

5.6.2. Der Erdableitwiderstand in Ohm ist das Verhältnis der Gleichstrom- 
spannung, gemessen zwischen einer nachstehend beschriebenen Elek- 
trode in Berührung mit der Oberfläche des Fahrzeugtanks und dem 
geerdeten Fahrgestell, zum Gesamtstrom (s. Anlage 3). 

Die Konditionierung der Prüflinge erfolgt wie in Abschnitt 5.6.1. 

Die Elektrode ist eine runde Scheibe mit einer Fläche von 20 cm^ 
(Durchmesser 50 mm). Ihr enger Kontakt mit der Oberfläche des Tanks 
muß z. B. durch angefeuchtetes Papier, einen feuchten Schwamm oder 
anderes geeignetes Material sichergestellt sein. Das geerdete Fahrge- 
stell wird als die andere Elektrode benutzt. Die angewandte Gleich- 
stromspannung soll etwa 100 V oder etwa 500 V betragen. Die Messung 
ist vorzunehmen, nachdem die Prüfspannung 1 Minute angelegt worden 
ist. Die Elektrode kann an einem beliebigen Punkt der Innen- oder 
Außenfläche des Tanks angelegt werden. 

Ist eine Messung am Tank selbst nicht möglich, so kann sie auch unter 
gleichen Bedingungen in einem Laboratorium an einer Werkstoffprobe 
ausgeführt werden. 
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Anhang II 


Definition der gefährlichen Stoffe 
gemäß Artikel I des Richtlinien- Vorschlages 


Als „gefährliche Stoffe", die für die Beförderung in verstärkten Kunststofftanks 
in Frage kommen, sind im Sinne von Artikel 1 dieser Richtlinie die nachstehend 
aufgeführten und in folgenden Klassen des ADR aufgenommenen Erzeugnisse 
zu verstehen: 


Bezeichnung des Stoffes 

Klasse 

ADR- 

Rand- 

nummer 

Ziffer 

A Rohpetroleum und andere Rohöle; Flüchtige 
Stoffe anderer Rohöle 

lila 

2301 

1 

B Mittelschwere Erzeugnisse der Destillation 
von Erdöl und anderen Rohölen 

III a 

2301 

3 

C Heizöl, Dieselöl 

lila 

2301 

4 

D Schwefelsäure mit höchstens 85 Vo Säure- 
gehalt 

V 

2501 

1 und 

E Schwefelsäure als Rückstand, vollständig 
denitriert 

V 

2501 

1 d) 

F Salpetersäure mit höchstens 70 Vo Säureqe- ■ 
halt 1 

V 

2501 

2 c) 

G Salzsäurelösungen | 

V 

2501 

5 

H Natriumhydroxyd- und Kaliumhydroxydlö- 
sungen (Natronlauge) ' 

V 

2501 

32 

I Hypochloridlösungen ^ 

Kalilauge (auch Mischungen von Ätzlaugen) 
Bei alkalischen Lösungen von Phenol, Kresol 
und Xylenol, alkalische Rückstände von Öl- 
raffinerien 

V 

2501 

37 a). J>) 

J Lösungen von Wasserstoffsuperoxyd 

V 

2501 

41 a). t) 
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Anhang III 


Zulassungsschein 


Name der zuständigen Behörde 


Mitteilung betreffend Erteilung, Verweigerung oder Entziehung der Bauartzulas- 
sung für verstärkte Kunststofftanks zur Beförderung gefährlicher Stoffe auf der 
Straße 


Zulassungsnr 

1. Fabrik -oder Handelsmarke 

2. Tankbauart ( ) 

3. Name und Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift seines Beauftragten 

5. Zulassungsantrag eingereicht am 

6. Prüfstelle 

7. Tag und Nr. des Prüfprotokolls 

8. Tag der Erteilung, Verweigerung, Entziehung der Zulassung 


9. Diesem Schein beigefügte Unterlagen : 


10. Etwaige Bemerkungen: 


Ausgestellt in 


am 


(Unterschrift) 


Nichtzutreffendes streichen 

2) Insbesondere sind beizufügen: die Bescheinigung der am Prototyp vorgenommenen 
Druckprüfung und die Bescheinigungen über durchgeführte Laborprüfungen. 
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Beschreibung 

1. Allgemeiner Aufbau des Tanks 

Hauptquerschnitte (über alles) 

Kleinste/größte Länge 

Kleinster/größter Fassungsraum 


Liste der zur Beförderung zugelassenen gefährlichen Stoffe: 


Art der verwendeten Kunstharze - 

Art der verwendeten Verstärkungen 

2. Zulassungsprüfungen 

Die Zulassungsprüfungen werden an einem Prototyp vorgenommen, der der 
Hersteller zur Zulassung vorlegt; dieser Prototyp wird allen Prüfungen unter- 
zogen und muß den Vorschriften von Anhang I der Richtlinie des Rates vom 

zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

der Mitgliedstaaten über verstärkte Kunststofftanks zur Beförderung gefähr- 
licher Stoffe auf der Straße entsprechen. 

Glasgehalt 

Polymerisationsgrad 

Dicke der Wände 

Dicke der Böden 

Wert A auf Zug 


Wert B auf Biegung 


Verhalten bei Stoßbeanspruchung 


Chemische Widerstandsfähigkeit 


Isolationswiderstand *) 


*) In Abweichung von der allgemeinen Regel zu Beginn von Punkt 2 der Beschreibung 
wird diese Isolationswiderstandsmessung an jedem Tank vor dem Inverkehrbringen, 
jedoch nur an solchen Tanks durchgeführt, die zur Beförderung von Stoffen mit einem 
Flammpunkt bis zu 55^^ C bestimmt sind. 
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Anhang IV 


Muster 


EWG-Übereinstimmungsbescheinigung 


Der Unterzeichnete 

bescheinigt, daß der Tank 

1. Art: 

2. Fabrikmarke 


(Name und Vorname) 


3. Typ: 

4. Nummer innerhalb der Typenserie: 

mit dem am in 

durch 

genehmigten, im Zulassungsschein beschriebenen Typ vollkommen überein- 
stimmt; 

bescheinigt, daß die in Absatz 4.4.2., Anlage 1, der Richtlinie vorgesehenen Maß- 
nahmen zur Ableitung der statischen Elektrizität getroffen worden sind. 


Ausgestellt zu 


am 


(Unterschrift) 


(Dienststellung) 
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Anhang V 


EWG-Zulassungszeidien 


1. Die Tanks müssen ein Feld von ausreichender Größe zur Anbringung 
des Zulassungszeichens sowie der nachstehend unter 3 genannten Zusatz- 
symbole aufweisen; dieses Feld ist auf den im Zulassungsschein vor- 
gesehenen Zeichnungen der Tanks anzugeben. 

1.2. Mit jeder Zulassung wird eine Zulassungsnummer erteilt; eine einmal 
erteilte Zulassungsnummer darf von demselben Mitgliedstaat nicht mehr 
für eine andere in den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallenden Tank- 
bauart erteilt werden. 

1.3. Auf jedem mit der genehmigten Bauart übereinstimmenden Tank ist in 
dem in Absatz 1 bezeichne ten Feld folgendes anzubringen: 

1.3.1. das EWG-Zulassungszeichen, bestehend aus 

— einem Rechteck mit dem Buchstaben „e" sowie der Unterscheidungs- 
nummer des Landes, das die Zulassung erteilt hat *) ; 

— einem Großbuchstaben (ABCDEFGHIJ) zur Kennzeichnung eines 
der in Anhang II aufgeführten Stoffe; 

— der unter dem Rechteck angebrachten Zulassungsnummer. 

1.3.2. Das nachstehende Zusatzsymbol: 

über dem Rechteck eine oder mehrere der Ziffern 1, 2, 3 und 4, je nach- 
dem, zu welcher der folgenden Bauarten der Tank gehört (abnehmbare 
Tanks, selbsttragende Tanks, auf Fahrgestell montierte Tanks, Tank- 
anhänger). 

2. Die Zeichen und Symbole gemäß Absatz 1.3.1. und 1.3.2. müssen deutlich 
lesbar und unverwischbar sein. 

3. Das beigefügte Schema zeigt ein Muster des EWG-Zulassungszeichens und 
des vorgenannten Zusatzsymbols. 

4. Es gelten die Bestimmungen über Bezeichnungen und Angaben auf Tanks 
der allgemeinen Güterverkehrsregelung. 


’) 1 für Deutschland, 2 für Frankreich, 3 für Italien, 4 für die Niederlande, 6 für Belgien, 

13 für Luxemburg. 



Drucksache VI/3036 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 1 


Glaszusammensetzung 

Glas E: Zusammensetzung in Gewichtsprozent: 


Siliziumoxyd 

(Si02) 

52 

ä 55 ®/o 

Aluminiumoxyd 

(A 1203 ) 

14 

ä 15,5 o/o 

Kalk 

(CaO) 

16,5 

ä 18 o/o 

Magnesia 

(MgO) 

4 

ä 5,5 «/o 

Boroxyd 

(B 2 O 3 ) 

6,5 

ä 21 o/o 

Fluor 

(F) 

0,2 

ä 0,6 «/o 

Eisenoxyd 

(FesOs) 


<1 «/o 

Titanoxyd 

(TiOa) 


alkalische Oxyde 

(NaaO + K2O) 


<1 «/o 


Glas C; Zusammensetzung in Gewichtsprozent 


Siliziumoxyd 

(Si 02 ) 

63,5 

ä 65 0/0 

Aluminiumoxyd 

(AI 203 ) 

4 

ä 4,5 ®/o 

Kalk 

(CaO) 

14 

ä 14,5 «/o 

Magnesia 

(MgO) 

2,5 

ä 3 ®/o 

Oxyde de Bore 

{B2O3) 

5 

ä 6,5 o/o 

Eisen 

(«F2O3) 


0,3 »/o 

Natriumoxyd 

(Na20) 

7 

ä 9 ®/o 

Kaliumoxyd 

(K2O) 

0,7 

ä 1 »/o 
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Anlage 2 


Vorrichtung zur Messung der Stoß- und Schlagfestigkeit 
nach dem Kugelfallverfahren 



-h — 
■ 400 


Betongrundplatte 
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Anlage 3 


Gerät zur Prüfung der Chemikalienbeständigkeit 
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Anlage 4 


Schema für die Messung des Erdableitwiderstandes 
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Anlage 5 


EWG-Zulassungszeidien 



Der Tank mit dem obenstehenden EWG-Zulassungszeichen ist ein Tank der 
Bauart 4, zugelassen in Deutschland (e 1) für den Transport des Stoffs A unter 
der Nr. 1471 
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Begründung 


1. Allgemeines 

1. Eine vergleichende Prüfung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
faserverstärkte Kunststofftanks zur Beförderung 
gefährlicher Stoffe auf der Straße hat erkennen 
lassen, daß, wie aus der vergleichenden Übersicht 
in Anhang I hervorgeht, beträchtliche Divergen- 
zen hinsichtlich der Vorschriften über den Ver- 
kehr dieser Tanks bestehen. Diese Unterschied- 
lichkeiten sind die Ursache technischer Handels- 
hemmnisse für den innergemeinschaftlichen Wa- 
renverkehr, deren Beseitigung die Harmonisie- 
rungsarbeiten der Kommission gemäß Artikel 100 
des Vertrags rechtfertigt; vorgesehen wurden 
diese Harmonisierungsarbeiten unter der Rubrik 
„Gummi und Kunststoffe" des Sektors „Verschie- 
denes der dritten Phase des „allgemeinen Pro- 
gramms vom 28. Mai 1969 zur Beseitigung der 
technischen Handelshemmnisse, die sich aus der 
Unterschiedlichkeit der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften der Mitgliedstaaten ergeben". 

Die Schwierigkeiten, die sich dem freien Handel 
und Verkehr dieser Tanks in den Weg stellen, er- 
geben sich nämlich aus der auf europäischer 
Ebene zu großen Unterschiedlichkeit der für 
den betreffenden Sektor geltenden Bau- und 
Prüfvorschriften. 

2. Diese Divergenzen zwischen den nationalen Re- 
gelwerken wirken sich in einem Sektor wie dem 
der Kunststoffe, der sich in rascher Entwicklung 
befindet und eine hohe Wachstumsrate aufweist, 
unmittelbar auf das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes aus. 

Anhang II gibt eine statistische Übersicht über 
die Entwicklung der Herstellung von glasfaser- 
verstärkten Kunststofftanks. Für eine mengen- 
mäßige Abschätzung dieser unmittelbaren Aus- 
wirkung auf wirtschaftlicher Ebene ist zu erwäh- 
nen, daß die gegenwärtige Tendenz dahin geht, 
Tanks von etwa 35 000 1 Fassungsraum herzu- 
stellen, deren Verkaufspreis für den Tank mit 
Zubehör etwa 800 000 BF ohne Fahrzeug beträgt. 

3. Zur Sicherstellung des freien Handels und Ver- 
kehrs dieser Tanks zwischen den Mitgliedstaaten 
hat daher die Kommission einen Richtlinienvor- 
schlag ausgearbeitet, dessen Ziel die Beseitigung 
der auf diesem Gebiet bestehenden technischen 
Handelshemmnisse ist. Durchgeführt wurde diese 
Aufgabe unter Mitwirkung einer ad-hoc-Arbeits- 
gruppe von Sachverständigen. 

Der Richtlinienvorschlag gliedert sich in einen 
Teil mit den Erwägungsgründen, einen juristi- 
schen Teil, fünf Anhänge und fünf Anlagen. 

Die in diesem Richtlinienvorschlag behandelten 
Themen wurden von der Arbeitsgruppe beinahe 
einstimmig gebilligt. 


Bei der Ausarbeitung der Prüfmethoden wurden 
die Empfehlungen der internationalen Standard- 
organisation (ISO) sowie der internationalen 
elektrotechnischen Kommission (CEI) weitgehend 
berücksichtigt. 

Zum Schluß ist darauf hinzuweisen, daß die Ar- 
beitsgruppe „Gefährliche Stoffe" der Genfer 
Wirtschaftskommission für Europa (ECE) der 
UNO seit mehreren Jahren an einem ADR-Regel- 
werk arbeitet, das dasselbe Ziel verfolgt wie der 
Richtlinienvorschlag. Diese Arbeiten wurden bei 
der Erstellung des Richtlinienvorschlags berück- 
sichtigt und die ECE erwartet die Annahme des 
Richtlinienvorschlags durch den Rat, um unter 
Berücksichtigung der von den 6 Mitgliedstaaten 
auf technischer Ebene festgelegten gemeinschaft- 
lichen Stellungnahme mit ihrer Arbeit leichter 
voranschreiten zu können. 

4. Als Harmonisierungsmethode wurde die soge- 
nannte „Alternativlösung" gewählt, die zur Folge 
hat, daß die Mitgliedstaaten die Möglichkeit be- 
sitzen, ihre eigenen nationalen Vorschriften 
parallel zu den Bestimmungen gemeinschaftlichen 
Ursprungs beizubehalten. 

Diese Lösung schien auf dem behandelten Sektor 
wegen der ihr innewohnenden Vorzüge zweck- 
mäßig zu sein, da sie den Unternehmen, deren 
Absatzmarkt sich auf den innerstaatlichen Raum 
beschränkt, ermöglicht, ihre Produktion unter 
alleiniger Einhaltung der in dem betreffenden 
Mitgliedstaat bestehenden nationalen Vorschrif- 
ten unbehindert weiterführen zu können. 

Man kann außerdem mit gutem Grund anneh- 
men, daß sich die noch bestehenden Regelungen 
der Mitgliedstaaten in einigen Jahren den Ge- 
meinschaftsvorschriften mehr und mehr anpassen 
werden. 


II. Erläuterungen zum Richtlinienvorschlag 
1. Geltungsbereich (Artikel 1) 

Dieser Artikel begrenzt den Geltungsbereich des 
Richtlinienvorschlags, der sich auf feste oder ab- 
nehmbare verstärkte Kunststofftanks bezieht, die für 
Kraftfahrzeuge und deren Anhänger bestimmt sind, 
d. h. abnehmbare Tanks, selbsttragende Tanks, 
Tanks auf Fahrgestell und Tankanhänger. 

Die Befestigung der Tanks auf dem Fahrgestell der 
Kraftwagen wird unter 1.1., Anhang I, behandelt, der 
auf die für diesen Sektor geltende ADR-Regelung 
Bezug nimmt. 

Die Tanks müssen einen Fassungsraum von mehr als 
1000 Litern aufweisen. Tanks mit einem Fassungs- 
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raum unter 1000 Litern, die auf Lastwagen trans- 
portiert werden und deren Fassungsraum häufig sehr 
gering ist, sind daher in einer Einzelriditlinie zu be- 
handeln. 

In den Tanks dürfen nur die Stoffe befördert wer- 
den, die in Anhang II erschöpfend aufgezählt sind 
und deren Temperatur bei der Füllung des Tanks 
50° C nicht übersteigt. 

2. Voraussetzungen für den freien Handel und Ver- 
kehr der Tanks (Artikel 2 bis 10) 

Die Tanks müssen, um innerhalb der Gemeinschaft 
frei verkehren zu können, Gegenstand einer EWG- 
Zulassung sein; diese stellt eine Verwaltungsmaß- 
nahme dar, mit der ein Mitgliedstaat einen Tanktyp 
genehmigt, der den Bau- und Prüfvorschriften gemäß 
Anhang I der Richtlinie entspricht (Artikel 2). 

Auf Gemeinschaftsebene können diese Tanks darin 
ungehindert verkehren, wenn das Material be- 
stimmte, in allen Mitgliedstaaten anerkannte Bau- 
vorschriften erfüllt; der Beweis für die Einhaltung 
dieser Sicherheitsvorschriften kann durch Prüfungen 
erbracht werden. 

Die Anwendung der Gemeinschaftsbestimmungen 
geht daher von der Voraussetzung aus, daß einheit- 
liche Methoden für die Bestimmung der chemisch- 
physikalischen Eigenschaften der Werkstoffe der 
verstärkten Kunststofftanks erstellt werden. 

Die Übereinstimmung der Prüfungen mit diesen 
Sicherheitsvorschriften gilt als vorhanden, wenn das 
EWG-Zulassungszeichen unter der Verantwortung 
der zuständigen nationalen Behörden am Tank an- 
gebracht wird; die Mitgliedstaaten müssen zur Er- 
leichterung der Beseitigung der Handelshemmnisse 
diese Zeichen als Beweiselemente anerkennen. 

Dank der Schaffung eines harmonisierten Zulas- 
sungsverfahrens ist nämlich jeder Mitgliedstaat in 
der Lage, die Einhaltung der gemeinschaftlichen Bau- 
und Prüfvorschriften festzustellen und die anderen 
Mitgliedstaaten von dieser Feststellung durch Über- 
mittlung einer Abschrift des für jeden verstärkten 
Kunststofftanktyp ausgestellten Zulassungsbeschei- 
nigung zu informieren. 

Das EWG-Zulassungsverfahren sieht vor, daß der 
Hersteller seinem Zulassungsantrag eine Bescheini- 
gung nach dem in Anhang III angegebenen Muster 
beizufügen hat, in der alle Angaben über den allge- 
meinen Aufbau des Tankprototyps und über die Zu- 
lassungsprüfungen enthalten sind (Artikel 3). 

Die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaates 
stellen fest, ob die im Zulassungsschein gemachten 
Angaben mit dem zugelassenen Typ übereinstimmen 
und nehmen die erforderlichen Kontrollen vor. Diese 
Kontrollen fußen auf den Bau- und Prüfvorschriften 
von Anhang I (Artikel 4, Abs. 1). 

In der Richtlinie ist ein System der gegenseitigen 
Unterrichtung zwischen Mitgliedstaaten vorgesehen, 
die jede Erteilung einer Zulassung betrifft (Artikel 4, 
Abs. 2). 

Die zuständigen Behörden müssen gegebenenfalls 
Kontrollen zur Feststellung der Übereinstimmung 


der Fertigung mit dem zugelassenen Typ mit Hilfe 
von Stichproben vornehmen (Artikel 4, Abs. 3). 

Dem Hersteller wird ein EWG-Zulasssungszeichen 
gemäß dem in Anlage 5 angegebenen Muster zu- 
geteilt (Artikel 5, Abs. 1). 

Für jeden mit dem zugelassenen Typ übereinstim- 
menden Tank wird vom Hersteller eine EWG-Uber- 
einstimmungsbescheinigung nach dem in Anhang IV 
angegebenen Muster ausgestellt. Diese Bescheini- 
gung, durch die in allen Mitgliedstaaten die Über- 
einstimmung der Fertigung mit dem zugelassenen 
Typ nachgewiesen wird, gestattet den freien Ver- 
kehr dieses Tanktyps innerhalb der Gemeinschaft 
(Artikel 6). 

Der freie Verkehr der Tanks, die mit einer Uberein- 
stimmungsbescheinigung gemäß Artikel 6 und dem 
in Artikel 5 vorgesehenen Zulassungszeichen ver- 
sehen sind, darf aus Gründen, die ihre Bauweise be- 
treffen, nicht beeinträchtigt werden (Artikel?, Abs. 1). 
Dabei behält jedoch die allgemeine Regelung über 
Kraftfahrzeuge ihre Gültigkeit. 

Die Richtlinie sieht Maßnahmen für den Fall vor, daß 
ein mit Ubereinstimmungsbescheinigung versehener 
Tank nicht mit dem zugelassenen Typ übereinstim- 
men sollte oder die Sicherheit des Straßenverkehrs 
beeinträchtigt. Ferner sieht sie ein Verfahren bei 
Streitfällen zwischen Mitgliedstaaten vor, falls die 
Feststellung der Übereinstimmung eines Tanks an- 
angefochten wird (Artikel 7, Abs. 2, 9 und 10). 

Nach dritten Ländern ausgeführte Tanks werden von 
der Richtlinie nicht erfaßt (Artikel 11). 

Zur Berücksichtigung des technischen Fortschrittes, 
der eine rasche Anpassung der technischen Vor- 
schriften von Anhang I erforderlich macht, wurde ein 
Verfahren der Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten und der Kommission im Rahmen eines 
Ausschusses vorgesehen (Artikel 13 und 14), 

Der Zeitpunkt für die Inkraftsetzung der Richtlinie 
wurde auf 18 Monate vom Tage ihrer Bekannt- 
machung festgesetzt, um den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit zu geben, sich der Richtlinie anzupassen 
(Artikel 15, Absatz 1). 

Die Kommission ist innerhalb annehmbarer Fristen 
von allen Entwürfen zu unterrichten, die die Mit- 
gliedstaaten auf dem von der Richtlinie erfaßten 
Gebiet ausarbeiten; dadurch soll sie in den Stand ge- 
setzt werden, gegebenenfalls Einwände zu diesen 
Entwürfen zu machen (Artikel 15, Absatz 2). 

Die Richtlinie sieht vor, daß jeder Mitgliedstaat die 
Liste der zuständigen Behörden mitteilt (Artikel 15, 
Absatz 3). 


III. Konsultation der beteiligten Kreise 

Bei der Ausarbeitung des Richtlinienvorschlags wur- 
den die von den Vertretern des Ausschusses „Tanks'' 
des Verbandes für verstärkte Kunststoffe des Ge- 
meinsamen Marktes gemachten Hinweise nach größ- 
ter Möglichkeit berücksichtigt; der Text dieses Richt- 
linien- Vorschlags hat keine Einwände seitens der 
Vertreter dieses Ausschusses veranlaßt. 
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Ferner wurden hydrauliche Druckversuche an einem 
Tank in Belgien sowie an drei Tanks in Frankreich 
vorgenommen. Die technischen Merkmale dieser 
Versuchstanks und die Prüfbedingungen wurden im 
gemeinsamen Einvernehmen zwischen den Sachver- 
ständigen der Arbeitsgruppe und den Tankherstel- 
lern festgelegt. Die bei diesen Versuchen erzielten 
Flüssigkeitsdrücke gestatteten die Festlegung eines 
Wertes für den Flüssigkeitsdruck, den die Tanks auf- 
nehmen müssen. 


IV. Konsultation der Beitrittsländer 

Bei der Ausarbeitung des Entwurfs dieses Richt- 
linienvorschlags haben die Dienststellen der Kom- 
mission auch technische Kontakte zu den Sachver- 
ständigen der Beitrittskandidaten aufgenommen. 
Lediglich die Sachverständigen des Vereinigten 
Königreichs haben unter Bezug auf die bei der Wirt- 
schaftskommission für Europa laufenden Arbeiten 
ihre Bemerkungen mitgeteilt. Die zuständigen Ab- 
teilungen der Kommission sind über die in diesem 
Rahmen in Genf durchgeführten Arbeiten sehr gut 


unterrichtet und haben ihnen so weit wie möglich 
bei der Abfassung dieses Vorschlages Rechnung ge- 
tragen. Andererseits haben die neuesten Kontakte 
mit der Wirtschaftskommission für Europa ergeben, 
daß diese eine auf Fortschritte der Arbeiten auf Ge- 
meinschaftsebene zielende Initiative der Kommission 
wohlwollend beurteilen würde, da deren Ergebnisse 
die Arbeiten in Genf nur beschleunigen könnten. 

Auf Grund dieser Betrachtungen sind die zuständi- 
gen Stellen der Kommission der Auffassung, daß 
dieser Vorschlag dem Rat baldmöglichst übermittelt 
werden sollte. 


V. Konsultation des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Nach Artikel 100 Absatz 2 des Vertrags scheint die 
Stellungnahme dieser beiden Instanzen erforderlich 
zu sein. Die Anwendung der Bestimmungen des 
Richtlinienvorschlags erfordert nämlich in manchen 
Mitgliedstaaten eine Änderung ihrer Rechtsvor- 
schriften. 
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Anhang I 


Vergleichende Übersicht der Rechtsvorschriften 


Bundesrepublik Deutschland 

Die deutsche Regelung für flüssige Brennstoffe ent- 
hält keinerlei Vorschrift über Tanks aus verstärkten 
Kunststoffen} sie bezieht sich lediglich auf Tanks aus 
Stahl, Aluminium und Aluminiumlegierungen. Tanks 
für den Transport gefährlicher Stoffe, die aus ande- 
ren als den oben genannten Werkstoffen bestehen, 
erfordern eine Sondergenehmigung, die nur vor- 
übergehend für Einzelbehälter erteilt wird und bis- 
her nur in Ausnahmefällen in Anspruch genommen 
wurde. 

Belgien 

Es besteht keine besondere Regelung für die Beför- 
derung gefährlicher Stoffe in verstärkten Kunststoff- 
tanks auf der Straße. Zur Zeit ist daher der Trans- 
port mit solchen Tanks gestattet. 


Frankreich 

Die Verwendung von Tanks aus verstärkten Kunst- 
stoffen für den Transport gefährlicher Stoffe auf der 
Straße ist durch Erlaß des Transportministeriums 
vom 14. März 1969 zugelassen. 

Italien 

Nach dem Gesetz Nr. 121 vom 27. März 1969 ist die 
Verwendung von ortsfesten und ortsbeweglichen 
nichtmetallischen Behältern für die Verarbeitung, 
Aufbewahrung, Verwendung und den Transport von 
Mineralölen und ihren Derivaten gestattet. 

Niederlande 

Laut Gesetz vom 17. Juni 1969 ist die Verwendung 
von Tanks aus anderen Werkstoffen als Metall für 
den Straßentransport gefährlicher Stoffe zugelassen, 
deren Flammpunkt höher ist als 55° C. 
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Anhang II 


Statistische Übersicht 


Land 

Belgien 

Frankreich 

Italien 

Bestand an verstärkten Kunststofftanks für den 
Straßentransport 




1968 

875 

360 

1 100 

1969 

1 050 

600 

1 500 

1970 

1 200 

1 100 

2 400 

1971 (Schätzung) 

1 350 

1 450 

3 500 

Durchschnittlicher Fassungsraum der verstärkten 
Kunststofftanks im Jahre 1970 

15 m® 

14 m® 

12 m^ 

Wichtigste mit verstärkten Kunststofftanks auf 
der Straße beförderte Stoffe 

Erdölerzeugnisse 

Kohlenwasser- 
stoffe, Molkerei- 
produkte, 
Nahrungsmittel, 
Chemikalien 

Nahrungsmittel 

Chemikalien 
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